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Das Bau-Chaos der CVP-Garde 

VONKURTMARTI

Wirschreibendas Jahr2008.
Noch weiss der Leukerbad-
ner CVP-Gemeindepräsident
und Grossrat Jean-Roland
Roten nicht, dass ihm das
Volk Ende Jahr das Vertrau-
en entziehen wird. Noch
ist er voll im Saft und zu-
sammen mit ihm die ande-
ren C-Gemeinderäte; von
der RA regelmässig kritisiert
(siehe www.roteanneliese.ch;   
 Dossier Leukerbad), vom
«Walliser Boten» gehätschelt
wie vordem Otto der Gros-
se. Zum Machtimperium
derCVPgehörtebenfallsdie

BaufirmaSchnyderAG,deren
MitarbeiterChristianGricht-
ingfürdieCVPimaltenund
imneuenGemeinderatsitzt.

Aus dem Wanderweg 
wurde eine Strasse
Um der Baufirma Schnyder
AGinnertnützlicherFristAr-
beitzuverschaffen,setztesich
deralteGemeinderatüberdie
gesetzlichenVorschriftenhin-
weg, wie der Bau der Buljes-
strasse eindrücklich zeigt. In
der Sitzung vom 3. Oktober
2007genehmigtederGemein-
deratdasBauprojekt«Wander-
weg Buljes».ImAmtsblattvom

12. Oktober wurde die Plan-
auflageöffentlichbekanntge-
geben.EndeApril2008fuhren
die schweren Baumaschinen
derBaufirmaSchnyderAGauf
und begannen mit dem Bau
des«Wanderweges».Baldwird
klar, dass hier kein Wander-
weg,sonderneinedreiMeter
breite, illegale Strasse gebaut
wird(siehe Foto).ZumEntset-
zenderahnungslosenGrund-
stückeigentümer.Sie interve-
nierenbeiderGemeindeund
verlangenerfolglosEinsichtin
die Baupläne, welche angeb-
lichbeiGemeinderatChristi-
an Grichting liegen, welcher
aber zu diesem Zeitpunkt in
denFerienweilt.

Ein Baustopp auf 
 Biegen und Brechen
Trotz Intervention gehen die
Bauarbeiten weiter. Am 28.
April verlangen die Grund-
stückeigentümer bei der
Kantonalen Baukommission
(KBK) die Einstellung der il-
legalenArbeiten.Am29.April
weist die KBK die Gemeinde
Leukerbad als Bauherrin an,
dieArbeitensoforteinzustel-

len. Die KBK hält fest, dass
dieBuljesstrasseohneBewilli-
gungderKBKunddesStaats-
ratesbegonnenwurde.Zudem
wurdendieEigentümerweder
informiert noch gab es ein
rechtsgültiges Enteignungs-
verfahren. Die KBK gab den
Entscheidgleichentagsmünd-
lich an die Gemeinde weiter
und anderntags per einge-
schriebenem Brief. Trotzdem
gingen am Nachmittag des
29. April und am Vormittag
des 30. April die Bauarbeiten
auf Hochtouren weiter. Die
Eigentümer mussten sogar
feststellen, dass die Arbeiten
mit zusätzlichen Arbeitern
und Maschinen forciert wur-
den.Deshalbfordertensieper
dringlichem Fax das Bezirks-
gericht Leuk und die Kanto-
naleBaupolizeiauf,endlichzu
handeln. Erst jetzt verlangte
die Gemeinde von der Bau-
firmaSchnyderAGmiteinem
BriefdieEinstellungderArbei-
ten. Schlussendlich brauchte
esdenEinsatzderKantonspo-
lizeivorOrt,damitderBagger
der Baufirma Schnyder AG
nur wenige Meter vor dem

Bauland der geschockten Ei-
gentümerzumStillstandkam.

Müssen die damaligen 
Gemeinderäte zahlen? 
SeithersindfastzweiJahrever-
gangen.DieillegaleStrassebe-
findetsichnachwievorimun-
vollendetenZustand.DieKBK
hatwedereineBussenocheine
Wiederherstellungsverfügung
erlassen.MarkusSterren,tech-
nischer Mitarbeiter der kan-
tonalenBaupolizei,spieltden
BallweiterandenRechtsdienst
des Bau- und Verkehrsdepar-
tementes. Dort erklärt Jurist
AndréStoffel,dassderBallnun
bei der Gemeinde liege. Die-
se müsse entscheiden, ob sie
nachträglich ein Gesuch für
die Strasse einreichen wolle
oder ob sie den Rückbau der
Buljesstrasse verlange. Falls
eszueinemRückbaukommt,
stellt sich die brisante Frage
der finanziellen Haftung der
damaligenGemeinderäte.Die
Stunde der Wahrheit für die
CVP-Gardenaht,auchimHin-
blick auf die Ergebnisse der
laufenden internen Untersu-
chung.DieRAbleibtdran.

LEUKERBAD – In der letzten Nummer berichtete die 

RA über die unbewilligte Obere Maressenstrasse. 

Doch diese ist kein Einzelfall. Auch der Bau der Bul-

jesstrasse am oberen Rand von Leukerbad wurde 

ohne Bewilligung begonnen. Weitere fragwürdige 

Bauprojekte werden zur Zeit durch die Gemeinde 

untersucht. Die Stunde der Wahrheit für den alten 

Gemeinderat unter dem abgewählten Präsidenten 

Jean-Roland Roten naht. 

Illegale Buljesstrasse zwei Jahre nach dem Baustopp:  
Im Amtsblatt als «Wanderweg» getarnt.
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Gemeindepräsident Raoul Loretan:  
Räumt er auf? 

Alt-Gemeindepräsident Jean-Roland Roten: 
Stunde der Wahrheit

Polizei-Affäre 

Staatsanwalt Schaller muss 
den Fall abgeben
BeinahewäreesdemWalliserFilzinwohl-
bekannter Manier gelungen, die Polizei-
Affäre um Franziskus Escher unter den
Tisch zu wischen und abzuhaken. Ende
JanuarhataberdasKantonsgerichtüber-
raschenderweise entschieden, dass der
Fall ans zuständige Bezirksgericht Brig
überwiesen wird. Ein mutiger Entscheid,
welcher im Zusammenhang mit der me-
dialen Öffentlichkeit zu sehen ist. Denn
ohnediePublikationenderRoten Annelie-
seunddesBlickwäredieserFallfastsicher
indenSchubladenderJustizgelandet.

Am2.April2009verbreitetedasUntersu-
chungsrichteramt Oberwallis eine kurze
Medienmitteilung mit dem Titel: «Straf-
untersuchung gegen einen Polizeibeamten 
eingeleitet». Der Beschuldigte wurde von
seinem Amt vorübergehend suspendiert.
Die Öffentlichkeit erfuhr weder den Na-
men der beschuldigten Person noch die
mutmasslicheTat,welcheimvorgeworfen
wurde.DieWalliserMediengabengehor-
sam die Medienmitteilung des Untersu-
chungsrichtersweiterundliessenallesim
Dunkeln.

MitteJuniberichtetedieRAüberdieAffä-
re und nannte Ross und Reiter beim Na-
men: Es ging um Franziskus Escher, den
Chef der Gendarmerie, und gegen ihn
lief ein Strafverfahren wegen sexuellen

HandlungenmiteinemKind.Derbrisante
Inhalt des RA-Artikels wurde von derWal-
liserPressemitkeinerSilbeerwähnt.Auch
diekonzessioniertenSenderdesSchweizer
Fernsehens und Radios berichteten nicht
darüber. Totschweigen hiess die inoffizi-
elleDevise.NochhieltdieWalliserOmertà.
EinzigderBlickzeigteInteresseundschaff-
temitVerweisaufdieRAgesamtschweize-
rischeÖffentlichkeit.JetztkamendieOber-
walliser Medien (WB, rro, Schweiz Aktuell
und Regionaljournal) nicht mehr darum
herum, ihrem medialen Auftrag endlich
nachzukommen und über den Fall näher
zuberichten.

Gleichzeitig wurde klar, dass der öffent-
liche Ankläger Ferdinand Schaller sozusa-
genzumöffentlichenVerteidigervonFran-
ziskus Escher mutierte und im Gegensatz
zumUntersuchungsrichterRinaldoArnold
die Einstellung des Verfahrens verlangte.
AuchdieAnwältindesmutmasslichenOp-
fers schloss sich plötzlich dem Antrag des
Staatsanwaltes an. Eine erstaunliche Koa-
lition, mit vielen Fragezeichen! Nachdem
das Kantonsgericht entschieden hat, dass
Escher vor dem Bezirksrichter antraben
muss, ist eines sonnenklar: Schaller muss
wegenBefangenheitdieöffentlicheAnkla-
geabgeben.AllesanderewäreeineFarce!

Kurt Marti
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VONKURTMARTI

EsistMontag,der25.August
2008 in Bern. Die Energie-
kommission des Ständerates
hat den roten Teppich für
dieVertreter der Stromlobby
ausgerollt,welchegekommen
sind,umihrenTarifzurErhö-
hungderWasserzinsedurch-
zugeben.DieLobbyistendes
Verbandes Schweizerischer
Elektrizitätsunternehmen
(VSE) sind aufgeschreckt,
denn der Bundesrat hat ein
ökonomischesundeinjuris-
tisches Experten-Gutachten
ausarbeiten lassen, welche
nebeneinernormalenErhö-
hungderWasserzinsezusätz-
lich einen Speicherzuschlag
vorschlagen. Allein für den
KantonWallisistvon35Mil-

lionen Franken jährlich die
Rede. Das juristische Gut-
achten begründet den Spei-
cherzuschlagmitjuristischen
Argumenten.ZweiSteilpässe
für die Vertreter der Alpen-
Opec, möchte man meinen.
Dochweitgefehlt!Hinterden
KulissengelingtesderStrom-
lobby, den Speicherzuschlag
abzuwürgen.

Alpen-Opec im Dienste 
der Strombranche 
Als im Herbst 2008 die Ver-
treter des Bundesamtes für
Energie (BFE) die beiden
Gutachten in der Energie-
kommission des Ständerats
vorstellen, senken die Ver-
treter der Alpen-Opec ihre
Häupter. Keiner nimmt den
Steilpass auf, keiner stellt

entsprechende Anträge für
einenSpeicherzuschlag.Die
Suppeistschongelöffelt,die
Ständeräte der Alpen-Opec
von der Stromlobby ein-
geseift. In der 13-köpfigen
Energiekommission sitzen
fünfStänderäteausdenGe-
birgskantonen:RenéImober-
dorf (CSP-VS), Christoffel
Brändli (SVP-GR),Hansheiri
Inderkumm(CVP-UR),Filip-
po Lombardi (CVP-TI) und
ThisJenny(SVP-GL).Imober-
dorf steht bekanntlich im
Solde der deutsch-französi-
schen«EnAlpin»undBrändli
der«Rätia Energie AG».Auch
zwei weitere Ständeräte der
Alpen-Opec gerieten durch
die beiden Gutachten in ei-
nenInteressenkonflikt:CVP-
Ständerat Jean-René Four-
nier,welcherVerwaltungsrat
der «Forces Motorices de la 
Gougra SA»undder«Grande 
Dixence»ist,undderGlarner
FDP-StänderatPankrazFrei-
tag, welcher VR-Präsident
der«Axpo»ist,demgrössten
Stromkonzern der Schweiz.
Am10.Februar2009schickte
die Energiekommission des
Ständerates(UREK)denGe-
setzesentwurfzurErhöhung
derWasserzinsenindieVer-
nehmlassung. Im erläutern-

denBerichtstehendreigrobe
Böcke:

1. Bock: Irreführung
ImFrühjahr2006hatderda-
malige SP-Nationalrat Jean-
Noël Rey und 50 weitere
Parlamentarier ein Postulat
eingereicht,mitwelchemdie
Erhöhung der Wasserzinse
unter Berücksichtigung der
Speicherkapazität der Was-
serkraft verlangt wurde. Im
UREK-Berichtstehtdazuirre-
führend,derBundesrathabe
diesemPostulatentsprochen,
indemereineStudie inAuf-
trag gegeben habe, «deren 
Resultate im Frühling 2009 
erwartet und der Kommission 
umgehend zugestellt werden.»
Tatsache ist: Die Mitglieder
derUREKwurdenbereitsim
Herbst2008vomBFEüberdie
ResultatederbeidenStudien
informiert. Der Schlussbe-
richt des juristische Gutach-
tensvonDr.iur.JörgLeimba-
cherlagbereitsam1.Oktober
2008 und das ökonomische
Gutachten am 28. Oktober
2008vor.

2. Bock: Widerspruch 
Die UREK behauptet im Be-
richt,dassdieEinführungei-
nesSpeicherzuschlages«eine 

grundlegende Neugestaltung 
des Wasserzinses» bedingen
würde. Diese Behauptung
stehtimkrassenWiderspruch
zum 180 Seiten starken, ju-
ristischenGutachen,welches
der Bundesrat vom Juristen
Jörg Leimbacher erarbeiten
liess.LautLeimbacheristder
Speicherzuschlag «als Teil des 
Wasserzinses eine Kausalab-
gabe - und keine Steuer.»Und
folglich ist der Speicherzu-
schlageineblosseErhöhung
des Wasserzinses und erfor-
dertkeinegrundlegendeNeu-
gestaltung desWasserzinses,
wiedieUREKwiderbesseres
Wissenbehauptet.

3. Bock: Frechheit
DieUREKhatsämtlicheArgu-
mentederStromlobbyinden
Bericht übernommen. Der
Gipfel der Frechheit ist da-
bei folgendeBehauptungder
UREK: «Im weiteren profitie-
ren die Gemeinwesen von den 
höheren Erträgen der Speicher-
energie über die Gewinnbe-
steuerung.»EinezynischeBe-
merkung, denn bekanntlich
werdendieGewinnenicht in
denAlpenkantonenbesteuert,
sondern in den Städten und
Kantonen des Mittellandes
undderWestschweiz.

BERN – Es ist kaum zu glauben: Der Bundesrat 

legt zwei teure Experten-Gutachten vor, welche 

sich klar für einen Speicherzuschlag für Strom aus 

Speicherkraftwerken aussprechen. Für das Wallis 

fordern die Gutachter gar 35 Millionen Franken. 

Doch die Ständeräte der Gebirgskantone liessen 

sich von der Stromlobby einseifen. Der Speicher-

zuschlag ist kein Thema. Die einst starke Alpen-

Opec hat total versagt. 

Wasserzins: Zwei Gutachten des Bundes sprechen klar für einen 
 Speicherzuschlag – Aber die Ständeräte der Gebirgskantone liessen  
sich von der Stromlobby einseifen

Alpen-Opec hat total versagt! 

CVP-Ständerat Jean-René Fournier: 
Verwaltungsrat der Grande Dixence SA 
und der Gougra SA

CSP-Ständerat René Imoberdorf: 
Verwaltungsrat der EnAlpin AG

FDP-Ständerat Pankraz Freitag: 
Verwaltungsrats-Präsident der Axpo 
Holding AG

SVP-Ständerat Christoffel Brändli: 
Verwaltungsrat der Rätia Energie AG

Hochspannungsleitung durchs Wallis: Bundesamt für Energie (BFE) 
im Boot der Stromlobby – Blauäugige Staatsräte Cina und Melly 

Alpiq punktet hinter den Kulissen 

VONKURTMARTI

Ständerat Jean-René Four-
nier hat im März 2008 vom
Bundesrat einheitliche Kri-
terien für eine unterirdi-
scheVerkabelungderHoch-
spannungsleitungen durchs
Wallis verlangt. Darauf hat
das BFE eine Arbeitsgrup-
pe eingesetzt, welche von
Stromlobbyisten unterwan-
dert war (siehe RA Nr. 205).
Diese Arbeitsgruppe lieferte
einen heftig umstrittenen
Kriterienkatalog,welcherin-
zwischen von einer Arbeits-
gruppe auf die Hochspan-
nungsleitung Chippis-Mörel
angewendet wurde. Die Re-
sultatedieserTrockenübung
sind unbrauchbar, weil der
StromkonzernAlpiqunddas
BFE vorentscheidende Be-
dingungendiktierten.

Veraltete Alpiq-Studie 
als Grundlage
Das BFE gab nämlich eine
veraltete Alpiq-Studie als
Grundlage zur Anwendung
derKriterienvorundschaff-
te dadurch ein unhaltbares
Präjudiz. Bekanntlich gab

die Alpiq ein Gefälligkeits-
gutachten in Auftrag, um
die Verkabelung im Wallis
ein für alle Mal zu bodi-
gen. Nicht überraschend
kam das Gutachten zum
Schluss, dass eineVerkabe-
lung rund 15 mal teurer sei
als eine Freileitung. Dabei
ging die Alpiq-Studie von
einer Extrem-Variante aus,
welche mit zwei Tunnel-
schächtenrechneteundeine
Bodenbreite von 25 Metern
erforderte. Diese Fantasie-
Variante wird von namhaf-
ten Experten wie Professor
Heinrich Brakelmann von
der Universität Duisburg-
Essenalslängstveraltetbe-
zeichnet(siehe RA Nr. 210).

Die Arbeitsgruppe hat die
Kriterien auf diese veralte-
te Kabelvariante der Alpiq
angewendet. Dabei erhielt
die Kabelleitung Chippis-
Mörel 333 Punkte und die
Freileitung 398 Punkte. Die
Freileitung erzielte also 65
Punkte mehr. Das Erstaun-
liche daran ist, dass diese
extremeVerkabelungsvarian-
te der Alpiq nur 65 Punkte

hinter der Freileitung zu-
rückblieb. Und dies obwohl
dieArbeitsgruppevoneinem
unsinnigen25Meterbreiten
Korridor ausging, welcher
im Talgrund teilweise über
Bauland führt.Wäre die Ar-
beitsgruppe von derVarian-
te mit einem Kunststoffrohr
von 2.7 Meter Durchmesser
ausgegangenodersogarvon
einernochplatzsparenderen
Leerrohrvariante,dannhätte
die Freileitung mit Sicher-
heit den Kürzeren gezogen.
Trotz der Intervention des
Vertreters der Umweltorga-
nisationen hat sich das BFE
abergeweigert,auchandere
Kabelvarianten als jene der
Alpiqzuprüfen.

Alpiq mit Assistenz des 
Kantons Wallis
Erstaunlicherweise votierte
der Vertreter des Kantons
Wallis in der Arbeitsgruppe
mehrheitlich mit den bei-
den Stromlobbyisten. Wenn
also der Staatsrat bloss die
Anwendung der Kriterien
verlangtundnichtauchver-
schiedenen Kabelvarianten,
dannkannersichdieMühe

einer Einsprache gegen das
Enteignungsverfahren ge-
trost sparen. Wenn zudem
die beiden CVP-Staatsräte
Jean-Michel Cina und Jac-
ques Melly in ihrer Medien-
mitteilung von Mitte Januar
blauäugig behaupten, dass
«sich die Bundesbehörden im 
Zusammenhang mit dem Bau 
der A9 sowieso mit der Lösung 
einer Erdverlegung im Pfyn-
wald auseinandersetzen»,
dannkannmansichfragen,
über welche Informations-
kanäle die beiden verfügen.
Denn laut einer Aktennotiz
des BFE steht die A9 kurz
vorderRealisationundsomit
ist der gleichzeitige Einbau
des380kV-KabelsinsTrasse
der Autobahn «nicht mög-
lich.»Auchdernachträgliche
Einbau sei «schwierig», aber
wohlmiteinigemKostenauf-
wandwahrscheinlichmach-
bar.DieseOptionwerde«zur 
Zeit durch die Alpiq zusam-
men mit dem Kanton Wallis 
abgeklärt.»ImKlartext:Wie-
derum kann die Alpiq ihre
Verhinderungs-Varianteein-
bringen, diesmal assistiert
durchdenKantonWallis.

Bund und Kanton 
 spielen nicht mit 
 sauberen Karten
EinzigHeiniGlauser,derBe-
raterdesWWFWallisindie-
serSache,hatbeimBFEda-
gegen interveniert,dassdie
Alpiq als Interessenvertre-
terin und Bauherrin erneut
die Kabelvariante beurteilt,
wo doch allen klar ist, dass
die Alpiq eine Freileitung
bauen will und deshalb die
Kabelvariante wie bisher in
extrem schlechtem Licht
präsentieren wird. Deshalb
verlangte Glauser vom BFE
wenigstens, dass Professor
Brakelmannalsunabhängi-
gerExpertedieAlpiq-Studie
unterdieLupenimmt.Doch
das BFE lehnte kategorisch
ab. Auch die Staatsräte Ci-
na und Melly schauen zu,
wiedieAlpiqhinterdenKu-
lissen Fakten schafft. Statt
ein eigenes, unabhängiges
Gutachten zu präsentieren,
spielensieinderÖffentlich-
keit keck mit den Muskeln.
Der Walliser Staatsrat und
das Bundesamt für Energie
spielen nicht mit sauberen
Karten!

BERN/SITTEN – Auf der 

öffentlichen Bühne spielt 

der Walliser Staatsrat 

keck mit den Muskeln. 

Er hat gegen das Ent-

eignungsverfahren der 

Stromleitung Chamoson-

Chippis Einsprache 

erhoben und verlangt 

eine Anwendung der 

Kriterien auf die gesam-

te Leitung Chamoson-

Chippis-Mörel-Ulrichen. 

Aber hinter den Kulissen 

punktet der Stromkon-

zern Alpiq. Der Walliser 

Staatsrat und das Bun-

desamt für Energie (BFE) 

assistieren.
Energieminister Jean-Michel Cina (CVP) und Bauminister Jacques Melly (CVP): Keckes Muskelspielchen gegen die Alpiq in 
der Öffentlichkeit.
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Pädagogische Hochschule Wallis: Passepartout-Projekt unter 
 Beschuss – Anzeige gegen Projektleiter Toni Ritz 

Mandate für 250 000 Franken  
an die eigene Frau vergeben

Erziehungsminister Claude Roch (FDP): Zuerst den 
Lohn von Ritz erhöht, dann wieder gekürzt.

VONKURTMARTI

Auf Anfrage bestätigt der
kantonale Untersuchungs-
richter Jean-Pierre Greter,
dassbeiihmeineStrafanzei-
ge des Finanzinspektorates
imZusammenhangmitdem

Passepartout-ProjektderPäd-
agogischenHochschule(PH)
eingegangenist.Derbrisante
FI-Bericht liegt bereits seit
EndeNovember2009beiden
zuständigenDienststellendes
Erziehungsdepartementes
sowie bei der Geschäftsprü-

fungskommission und der
Finanzkommission. In den
zuständigen Dienststellen
rauchen die Köpfe. Erzie-
hungsminister Claude Roch
kocht.

Staatsrat erhöhte Jah-
reslohn von Ritz auf 
über 200 000 Franken
Mit dem Projekt «Passepar-
tout» wollen sechs Kantone
an der Sprachgrenze (Basel-
Stadt,Basel-Land,Solothurn,
Bern, Freiburg und Wallis)
Französisch ab der 3. Klasse
undEnglischabder5.Klasse
in der Primarschule einfüh-
ren. Als Teilprojektleiter für
die Aus- und Weiterbildung
ernannte der Staatsrat den
ehemaligen Vizedirektor der
PHToniRitz.AnderSpitzedes
Passepartout-Projektes steht

die Steuergruppe bestehend
aus den sechs Erziehungs-
direktorInnen, welche über
die Finanzierung entschei-
den. Der KantonWallis wird
durchClaudeRochvertreten.
DanebentauchenimOrgani-
gramm eine Geschäftsstelle,
einGesamtprojektausschuss,
eine Gesamtprojektleitung,
diekantonalenProjektleitun-
gen und ein Beirat auf. Ein
unübersichtlicherKnäuel!
Ritz arbeitete zunächst ab
1.Mai2007zu50Prozentfür
das Projekt. Ab dem 1.Sep-
tember 2008 wurde er von
seiner Funktion als Vizedi-
rektor der PH befristet ent-
bunden, um 80 Prozent als
Teilprojektleiterund20Pro-
zentalsDozenttätigzusein.
Erstaunlicherweise erhöhte
der Staatsrat den Lohn von

Ritz für die neue Aufgabe
umüber30000Frankenpro
Jahr. Damit erreichte Ritz
einen Jahreslohn von mehr
als200000Frankenundver-
diente damit mehr als PH-
Direktor Patrice Clivaz oder
dieDienstchefsderkantona-
lenVerwaltung.

Gesamtbetrag von 
250000 Franken auf 
sieben Teilmandate 
verteilt
Dochdamitnichtgenug!Toni
Ritz organisierte zusätzliche
250000 Franken direkt aus
der Kasse der sechs Passe-
partout-Kantone.DiesenBe-
trag verteilte er auf sieben
Teilmandate,welcheallevom
PH-Direktor Patrice Clivaz
unterschrieben und abge-
segnetwurden:FünfVerträge

SITTEN/BRIG – Das kantonale Finanzinspektorat 

(FI) hat beim kantonalen Untersuchungsrichteramt 

eine Strafanzeige im Zusammenhang mit dem Passe-

partout-Projekt eingereicht. Laut FI-Bericht geht es 

dabei um Mandate im Gesamtbetrag von 250 000 

Franken, welche der Projektleiter Toni Ritz an seine 

eigene Frau vergeben hat und für welche der Leis-

tungsnachweis fraglich ist. Für die Betroffenen gilt 

bis zu einem rechtskräftigen Urteil die gesetzlich 

vorgeschriebene Unschuldsvermutung.

im Januar 2008 in der Höhe
von 12000 bis 27000 Fran-
ken, sowie zwei Verträge im
September2008inderHöhe
von 66000 beziehungswei-
se 93000 Franken. Die sie-
benTeilrechnungenschickte
Ritzzusammenmitdenvon
ClivazunterschriebenenVer-
trägenandieDienststellefür
teritäre Bildung, wo Dienst-
chefStefanBumannundsei-
ne Adjunktin die Rechnun-
genunterschrieben.Im2008
erstellteRitzaufdieseWeise
insgesamtsiebenVerträgeim
Gesamtbetrag von 250000
Franken. Davon wurden bis
Ende2008rund220000Fran-
kenausbezahlt.

Der Leistungsnachweis 
für 220 000 Franken  
ist fraglich 
Laut FI-Bericht legte Ritz
im Januar 2008 seinemVor-
gesetzten Clivaz die ersten
fünfVerträgefürMandatean
die «Praxis für Supervision 
und Therapie» vor. Nichts
habeaufgrundderAngaben
auf diesen Verträgen darauf
schliessen lassen, dass es
sich um Passepartout-Man-
dateandieFrauvonRitzge-
handelthabe,welcheinBrig
eine Psychotherapie-Praxis
betreibt.
ErstalsimJuni2008dieRech-
nungenbeimKantoneingin-
gen,habeRitzdenPH-Direk-
torinformiert,dassessichbei
derMandantinumseineeige-
ne Frau handelte. Ritz habe
gezieltversucht,dieMandate
anseineFrauzuvertuschen:
Auf den Rechnungen und
Verträgenseienunterschied-
liche Bezeichnungen der
PraxisseinerFrauaufgeführt.
InseinenJahresberichtenan
Claude Roch habe Ritz die
MandatemitkeinemWorter-
wähnt.Auchimnachträglich
erstellten PH-internen Man-
datsvertragseiendieMandate
nichterwähnt.ZudemseiRitz
anscheinend trotz lange ge-
währten Fristen nicht in der
Lage gewesen, dem Finan-
zinspektorat nachzuweisen,
welcheLeistungenseineFrau
für220000Frankenerbracht
habensoll.

Verstösse gegen das 
Submissions- und 
 Beamtengesetz
DasFIsprichtinseinemBe-
richtvonkrassenVerstössen:
Toni Ritz habe die Rech-
nungen seiner Frau selber
validiert; er habe das Sub-

missionsgesetz verletzt, in
dem er die Mandate weder
ausgeschrieben noch eine
Offerte eingeholt habe. Das
Submissionsgesetz verlangt
für Dienstleistungsaufträge
ab 25000 Franken die Ein-
holung von fünf Offerten,
ab 250000 Franken muss
der Auftrag öffentlich aus-
geschriebenwerden.Zudem
darfeinAuftragnicht inder
Absicht aufgeteilt werden,
die Vergabebestimmungen
zuumgehen.
BeidensiebenTeilverträgen
handeltessichoffensichtlich
um einen einzigen Auftrag,
der in der Kompetenz des
Staatsrats fällt. Weiter ver-
bietet das Beamtengesetz
solcheBeschäftigungenvon
nahenVerwandteninunmit-
telbarer Unter- oder Über-
ordnung.
Clivaz hat mit der Unter-
zeichnungderTeil-Mandate
seine Finanz-Kompetenzen
von10000Frankenweitüber-
schritten.Dasisterstaunlich,
dennClivazkenntdiepoliti-
sche Mechanik des Kantons
bestens. Er sass 16 Jahre für
dieCVPimGrossenRat,des-
sen Präsident er 2004/2005
war. Auch Bumann bezie-
hungsweise seine Adjunktin
vonderDienststelle fürTer-
tiäre Bildung haben mit der
Unterzeichung der beiden
Rechnungenvon66000und
93000 Franken ihre Finanz-
kompetenzvon50000Fran-
kenüberschritten.

Staatsrat verlangt 
90000 Franken 
wieder zurück
Das FI bezweifelt, dass die
Frau von Toni Ritz in der
kurzen Zeitdauer Mandats-
arbeitenfür220000Franken
geleistethat,insbesondereda
sie noch zusätzlich als Psy-
chotherapeutintätigwar.Das
FIhatzudemerrechnet,dass
die Kosten für die Mandats-
leistungenum90000Franken
höher sind als wenn sie mit
denverfügbarenRessourchen
in der PH geleistet worden
wären.IneinererstenAktion
hat Staatsrat Claude Roch
von Ritz eine Rückzahlung
von90000Frankenverlangt.
AuchentschiedderStaatsrat
vorerst, Ritz seinen Lohn zu
kürzen und ihm die Unter-
schriftskompetenzenzuent-
ziehen. Toni Ritz wollte auf
Anfrage wegen des laufen-
denVerfahrensnichtStellung
nehmen.

Rückschritt bei der Gleichstellung

Oberwalliser Gewerk-
schaften unterschätzen 
die Dringlichkeit 

VONSUSANNEHUGO-LÖTSCHER

ErstmalsseitderEinführung
des Gleichstellungsgeset-
zesimJahre1996hatsichin
den vergangenen Jahren die
Lohnschere zwischen Män-
nern und Frauen wieder ge-
öffnet. Und die SVP lanciert
eine Initiative, um erwerbs-
tätige Mütter wieder zurück
andenHerdzudrängen.Ein
Rückschritt in den Gleich-
stellungsbemühungen! Die
Gleichstellung wird in den
Unternehmen ungenügend
umgesetzt und von der Poli-
tik und den Gewerkschaften
zu wenig konsequent ange-
gangen.
Am SGB-Frauenkongress
vom November 2009 forder-
ten Gewerkschaftsfrauen
aus der ganzen Schweiz
in einem 6-Punkte-Ma-
nifest (www.comdia.ch),
Resolutionen und Anträgen
dieeigenenGewerkschaften,
Politik,WirtschaftundGesell-
schaftauf,dieGleichstellung
undinsbesonderedieVerein-
barkeitvonBerufundFamilie
ganz oben auf die Traktan-
denliste ihrer Aktivitäten zu
setzen.

Gleichstellung bei den 
Gewerkschaften im 
Oberwallis
Eine Umfrage bei den
Oberwalliser Gewerkschaf-
ten zeigt: Für die Syna ist
laut Stellenleiter Johann
Tscherrig die Gleichstel-
lung «eine Gesamtaufgabe 
aller Gewerkschaftsmitar-
beitenden». Aktionen zur

Gleichstellung, welche mit
TravailSuisseunddemVer-
einFREUWkoordiniertund
durchgeführt werden, sind
für das Jahr 2010 im Ober-
wallis noch nicht geplant.
Man richte sich nach den
nationalen Aktionen. Für
die weiblichen (75%) und
männlichen (25%) Mitar-
beitenden herrsche 100%
Lohngleichheit.

DerOGBunterderLeitung
von Bernhard Imhof hat
«noch keine Aktionen zur 
Gleichstellung im Köcher»,
engagiertsichaber(wiedie
UNIAunddieSyna)fürdie
Rentenklau-Abstimmung.
Bei der Unia Oberwallis ist
der Anteil von angestellten
Frauen und Männern in
etwa gleich und alle sind
durcheinPflichtenheftzum
Einsatz für die Gleichstel-
lung von Frau und Mann
verpflichtet.
Dennochwerdendie«Frau-
enfragen und Frauenthe-
men»aneineMitarbeiterin
delegiert. Gleichstellung
werde vor allem durch das
Aushandeln von guten Ge-
samtarbeitsverträgenange-
strebt und an der nationa-
len Demo im kommenden
März in Bern öffentlich
eingefordert. Geplant sind
im 2010 einige Aktionen
zur Umsetzung der Gleich-
stellung. Sektionssekretär
German Eyer weist auch
gerne darauf hin, «dass die 
Präsidentin der Unia Region 
Wallis eine Frau ist».Dieses
Amtistehrenamtlich.

Ein Mittel gegen das 
ausbeutende, kapitalis-
tische System
Gewerkschaften unterstüt-
zen mit ihrer täglichen Ar-
beit die Besserstellung von
angestellten Frauen und
Männern. Dies ist wichtig
und wertvoll. Um als Vor-
bilderzugelten,müssensie
u.a.diekonsequenteGleich-
stellung innerhalb der Ge-
werkschaftenleben.Soz.B.
durchLohntransparenzund
Lohngleichheit wie bei der
Syna. Gefragt sind auch
Arbeitszeitverkürzungen,
um Beruf und Familie bes-
ser vereinbaren zu können
und dadurch mehr Jobs zu
schaffen.Nötigwärenauch
überprüfbare Gleichstel-
lungs-ZielezuJahresbeginn
undentsprechendeBudgets
fürGleichstellungsprojekte.
MännlicheSprechweisenim
täglichen Umgang und in
den Gewerkschaftspublika-
tionen sollten ersetzt wer-
den: so könnte z.B. mehr
von Lösungen, fortschritt-
lichen Ideen zum Wohle
der Gesellschaft, statt im-
mer von «Kampf» gespro-
chen werden. Ebenso von
«Elternarbeit»stattvon«El-
ternurlaub».Daswäreauch
sprachlich eine Gleichstel-
lung dieser Arbeiten. Auch
könnte den Frauen ganz
selbstverständlich mehr
Platz in bezahlten Füh-
rungsgremien zugestanden
werden. Und manche Ge-
werkschaftssekretäremüss-
tenbeisichdasaltepatriar-
chaleMuster(Macho-Getue)
hinterfragen und ersetzen.
Angesichtsdergrösserwer-
denden Lohnunterschiede
zwischen Frau und Mann
müsste die Gleichstellung
von allen Gewerkschaften
als dringende Gesamtauf-
gabe verstanden und um-
gesetztwerden.DennLohn
ist immer ein Zeichen der
Wertschätzung.

OBERWALLIS – 14 Jahre Gleichstellungsgesetz: 

kriselnde Wirtschaft, steigende Arbeitslosigkeit, zu-

nehmender Druck auf erwerbstätige Frauen, fehlende 

Betreuungsangebote und die Lohnschere zwischen 

Frau und Mann wird wieder grösser. Trotzdem ist das 

Thema Gleichstellung bei den Oberwalliser Gewerk-

schaften anfangs 2010 kein vordringliches Thema.

PH-Direktor Patrice Clivaz (CVP) und Passepartout-Projektleiter Toni Ritz (rechts): Beide müssen sich 
demnächst den Fragen des kantonalen Untersuchungsrichters stellen. 
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Silvesternacht in Zermatt: Brutaler Polizeieinsatz gegen einen 
 Oberwalliser Jugendlichen 

«Der Gemeindepolizist schlug 
mir die Faust ins Gesicht»

VONKURTMARTI

Die letzte Silvesternacht wird
derLehrlingK.L.(19)ausNa-
tersniemehrvergessen.Eswar
seine erste, hautnahe Erfah-
rungmitderPolizeiunddar-
überisterzutiefstschockiert:
«Ich habe gedacht, so etwas 
gibt es nur in Diktaturen!»K.L.
undseineKollegenverbrach-
ten Silvester in Zermatt. Die
Stimmung war fröhlich und
friedlich.UmMitternachthiel-
tensiesichaufdemKirchplatz
auf,einehalbeStundespäter
in der Bahnhofstrasse. Zum
SpasshabensichdieKollegen
gegenseitiggestossen.Diesfiel
demGemeindepolizistenU.K.
auf(siehe Kasten),welchervon
einem der Kollegen den Na-
menundauchdenNamendes
Arbeitgeberswissenwollte.Als
der Kollege nur den eigenen
Namennannte,nichtaberje-
nenseinesArbeitgebers,seies
zueinerDiskussionzwischen
den beiden gekommen, wor-
aufderGemeindepolizistden
Kollegen «sehr aggressiv und 
ohne Grund»weggestossenha-
be.GleichzeitighabederPoli-
zist Verstärkung angefordert.
Ein weiterer Gemeindepoli-
zistseieingetroffenundhabe
gleich mit dem Pfefferspray
gedroht.DiebeidenGemein-
depolizisten seien «ziemlich 
geladen»gewesen.

Durch den Faustschlag 
platzte die Unterlippe
K.L.undseineKollegenwoll-
ten sich gerade entfernen,
als ein weiterer Gemeinde-

polizist eintraf. Den weite-
renVerlaufschildertK.L.wie
folgt:«Plötzlich sprinteten die 
Polizisten auf uns zu. Als ich 
dies sah, ergriff ich zuerst die 
Flucht. Da ich aber nichts Un-
richtiges gemacht habe und 
daher nichts zu befürchten 
hatte, hielt ich an und ging 
auf einen der Polizisten zu. 
Der Polizist ergriff mich und 
führte mich zu den anderen 
zwei Polizisten. Mir wurden 
Handschellen angezogen. Der 
Polizist mit dem Namen U.K. 
bezeichnete mich als ‹Rotzna-
se› und schlug mir die Faust 
ins Gesicht, obwohl ich über-
haupt nichts gemacht habe.» 
Durch den Faustschlag des
Polizisten sei seine Unter-
lippe geplatzt und er habe
starkgeblutet.Erhabeeinen
anderen Polizisten gebeten,
dasBlutabputzenzudürfen.
Daraufseiihmdiesermitdem
Lederhandschuh sehr grob
über das Gesicht gefahren
undhabedasBlutaufseiner
Jackeabgewischt.Heutehabe
ereinezweiCentimeterlange
Narbe an der Innenseite der
Lippe.

Der Kopf schlug hart 
am Metallrahmen auf 
DochdaswarerstderAnfang
derTortur,welchederoffen-
sichtlich unschuldige K.L.
erdulden musste. Minuten
späterkameinweitererPoli-
zistmitdemElektrofahrzeug
derGemeindepolizeiZermatt
angefahren. K.L. wurde von
einem Polizisten «sehr grob»
insPolizeifahrzeuggestossen,

sodassermitdemKopfhart
amoberenMetallrahmendes
Taxis aufschlug. Ein Augen-
zeuge berichtet: «Ich konnte 
den Aufprall gut hören und 
war schockiert über diese Bru-
talität.» Auf dem Weg zum
PolizeipostenhörteK.L.von
den Polizisten Begriffe wie
«Jugo»,obwohlereinEinhei-
mischerist.

Haftbedingungen müs-
sen untersucht werden
Der Alkoholtest zeigte bloss
0.84PromilleanundeinFehl-
verhalten konnte die Polizei
demJugendlichennichtvor-
werfen.TrotzdemwurdeK.L.

um 00.45 Uhr in eine Zelle
gebracht, welche im Keller
eines anderen Hauses war.
DortbliebK.L.bisum11.00
UhrdesNeujahrstageseinge-
sperrt, ohne dass er einver-
nommen wurde. Ihm wurde
untersagt, seine Eltern zu
benachrichtigen. Die Polizei
nahm ihm sämtliche Kleider
bisaufdieUnterhoseunddas
Unterhemd ab. In der Zelle
gabeseinWCundeinKlapp-
bett,aberkeinLavabo.Auch
eine Klingel für den Notfall
fehlte.Währendder10-stün-
digen Haft habe er keinen
Menschen gesehen und ha-
be weder etwas zu Trinken

nochetwaszuEssengehabt.
SolcheHaftbedingungensind
nichtakzeptabelundmüssen
von den zuständigen Stellen
untersucht und korrigiert
werden.
AufAnfragederRAgabsich
der Gemeindepolizist U.K.
sehr wortkarg und erklär-
te bloss, dass in der Silves-
ternacht «alles mit rechten 
Dingen zugegangen ist.»
Darüber hat nun die Justiz
zubefinden.K.L.hatgegen
U.K. beim Untersuchungs-
richteramt Oberwallis eine
StrafklagewegenKörperver-
letzung und Freiheitsentzug
eingereicht.

ZERMATT – Kurz nach Mitternacht in der Silvester-

nacht kam es in den Strassen von Zermatt zu einem 

brutalen Einsatz der Zermatter Gemeindepolizei  gegen 

einen Oberwalliser Jugendlichen. Inzwischen hat die-

ser eine Strafklage wegen Körperverletzung und Frei-

heitsberaubung gegen einen Gemeindepolizisten beim 

Untersuchungsrichteramt Oberwallis eingereicht. 

U. K. ist erst seit dem 1. Juli 2009 bei der Zermatter Gemeindepolizei. Vorher war 
er zwei Jahre Chef der Stadtpolizei von Aarburg im Kanton Aargau, bis er am 
31. Januar 2008 per sofort freigestellt wurde. Laut Medienmitteilung der Gemeinde 
Aarburg wurde dem «Einzelkämpfer» zunächst ein Coach zur Seite gestellt, woge-
gen er mit «offener Obstruktion» reagierte. Auch nach mehrmaliger Intervention 
seiner Vorgesetzten blieben «unüberwindliche Differenzen». Deshalb hat ihn der 
Gemeinderat per sofort freigestellt, um «die optimale und professionelle Führung 
der Stadtpolizei nicht zu gefährden.» 

Gemeindepolizist U. K.: 
Offene Obstruktion in Aarburg

Kirchplatz in Zermatt: Wenige Meter davon entfernt kam es zur Intervention der Gemeindepolizei.

Menschenrechte 

Das Märchen vom christlichen Ursprung

VONKURTMARTI

Im Zusammenhang mit der Minarett-Ab-
stimmung wurden einmal mehr die christ-
lich-abendländischenWerte und eine diffuse
christlicheLeitkulturbeschworen.Dabeiwird
allesWerthafteundGutklingendeindieeigene
Schatulle verpackt, von der Menschenwürde
biszudenMenschenrechten,vonderGerech-
tigkeitbiszurFreiheit,vonderNächstenliebe
biszurToleranz.Dochwasistdaranspezifisch
christlich?

Einer der es wissen muss, ist der Theologe
HansKüng.InseinemBuch«Der Anfang aller 
Dinge»gibterdieAntwort:«Vergebung, Liebe, 
Freiheit? So unaufgebbar sie für Christen sind, 
spezifisch sind sie nicht. Danach leben und han-
deln auch viele andere. Was aber ist dann das 
Kriterium des Christlichen, das unterscheidend 
Christliche? Es ist nicht ein abstraktes Etwas, 
auch nicht eine Christusidee, eine Christologie 
oder ein christozentrisches Gedankensystem, 
sondern ist der konkrete gekreuzigte Jesus als 
der lebendige Christus, als der Massgebende.» 

Der Philosoph Herbert Schnädelbach hat
sichinseinemBuch«Religion in der modernen 
Welt»mitderAnthropologiedesGekreuzigten
kritischauseinandergesetzt.DerTodamKreuz
ist untrennbar verbunden mit der Lehre von
derErbsünde.ChristushatmitseinemBlutdie
Menschen von der Erbsünde reingewaschen.
AmAnfangdieserKonstruktionstehenAdam
undEva,derenSündesichalsErbsündeüber

alle Generationen fortpflanzt. Die Menschen
sind schuldig, unabhängig von ihren Taten.
MitdemKreuzestodseinesSohneskauftGott
dieMenschenineinemRechtshandelmitsich
selbstvonsichselbstwiederfrei,nachdemer
sievorerstindieIrrelaufenliess.DieWährung
diesesRechtshandelsistBlut!

Der Mensch wird durch die Erbsünde
«grundlos beschuldigt» und kann dann «als 
bloss Begnadigter» weiterleben, ohne dass er
sich der Gnade Gottes je sicher sein kann.
UndSchnädelbachfragt:«Was ist das für eine 
Gerechtigkeit, die die einen Erbsünder zum Heil 
und die anderen zur Verdammnis vorherbe-
stimmt?»DieLehrederErbsündestempeltdie
Menschenals«verderbt»abundliefertsieder
WillkürGottesaus.EinesolcheLehrebezeich-
net Schnädelbach als «menschenverachtend».
Sie fiel keineswegs vom Himmel, sondern ist
dieErfindungdesApostelPaulus.

Im Katechismus der katholischen Kirche
istdieErbsünde«eine Sünde, die man miter-
halten, nicht aber begangen hat, ein Zustand, 
keine Tat. Wegen der Einheit des Ursprungs 
aller Menschen überträgt sie sich auf die Nach-
kommen Adams durch Fortpflanzung. Diese 
Weitergabe ist ein Geheimnis, das wir nicht 
völlig verstehen können. Infolge der Erbsünde 
ist die menschliche Natur zwar nicht durch und 
durch verdorben, aber der Herrschaft des Todes 
unterworfen und zur Sünde geneigt.» In der
Fronleichnams-Predigt von Bischof Norbert
Brunnertöntdasso:«Gott will das Leben jedes 

Menschen von innen her umgestalten, dass er 
aus der Sklaverei der Sünde, aus dieser Kultur 
des Todes, in die volle Freiheit des Lebens ge-
langt. Er drängt uns geradezu, sein Fleisch zu 
essen und sein Blut zu trinken, weil er nichts 
sehnlicher wünscht, als dass auch wir ihn zum 
Fressen gern haben.»

Kann man also aus einer solchen Lehre
wirklichdiehumanistischenWerte,insbeson-
deredieMenschenrechte,ableiten?Nein,sagt
der Philosoph Schnädelbach: «Dass die Ideen 
der Menschenwürde und der Menschenrechte 
christliche Wurzeln hätten, ist ein verbreite-
tes und gern geglaubtes Märchen.» Denn die
Menschenrechte haben ihre Wurzeln in der
griechischenPhilosophiederStoaundwurden
zweitausend Jahre später vom Humanismus
derAufklärungwiederentdecktunddamit«der 
christlichen Tradition erneut abgetrotzt».

ZweitausendJahrelangwurdelautSchnädel-
bachdiehumanistischeIdeedurchdiepauli-
nische Lehre von der Erbsünde «korrumpiert 
und verschleudert.» Und er geht noch weiter:
«Das Christentum kann sich Glaube-Liebe-
Hoffnung nicht ohne Blut vorstellen; je blutiger, 
desto authentischer.» Für Schnädelbach hat
diese Blutorgie «auch der mentalen Vorberei-
tung auf die Grausamkeiten im Namen Christi 
gedient.»AlsoderErmordungderHexenund
KetzerdurchdieInquisitorenundderAusrot-
tungderHeideninSüd-undNordamerika.Mit
denMenschenrechtenhatdaswirklichnichts
zutun!

Bischof Norbert Brunner: «Jesus wünscht sich 
nichts sehnlicher, als dass wir ihn zum Fressen gern 
haben.» 

Theologe Hans Küng: «Das Kriterium des Christli-
chen ist der konkrete gekreuzigte Jesus.»

Philosoph Herbert Schnädelbach: «Die Lehre von 
der Erbsünde ist menschenverachtend.» 
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Herr Strahm, sie bezeichnen 
die Zweite Säule als Selbstbe-
dienungsladen. Warum?

Über fünf Millionen Men-
schen sind heute in der
SchweizineinerPensionskas-
seversichert.Werweissschon
als Versicherter, dass ihm
oder ihr die Pensionskasse
JahrfürJahrdurchschnittlich
770FrankenVerwaltungskos-
tenverrechnet?Andenüber-
vollen Beratertöpfen wollen
sich möglichst viele berei-
chern.Übrigens:imVergleich
zudenVerwaltungskostenbei
denPensionskassenbelaufen
sich die Verwaltungskosten
derAHVaufbloss25Franken
proversichertePerson.

Von den Verwaltungskosten 
reden die Pensionskassen-
verantwortlichen nicht. Sie 
beklagen umgekehrt die fi-
nanzielle Notlage der Kassen 
wegen der gesunkenen Kapi-
talerträge. 

In Tat und Wahrheit haben
sie die finanziellen Proble-
me selbst verursacht. Erster
Grund:DieexorbitantenVer-
waltungs- und Beratungs-
kosten. Zweiter Grund: Sie
habensichmitriskantenAn-
lagegeschäften an der Börse
verspekuliert.

Im Abstimmungskampf her-
rscht einmal mehr ein heil-
loser Zahlensalat. Gibt es ver-
lässliche Zahlen?

Von 1990 bis 2007 sind die
Verwaltungskostenderauto-
nomen Pensionskassen um
das Zweieinhalbfache von
1.1 Milliarden auf über 2.7
MilliardenFrankengestiegen.
Dieser Anstieg war überpro-

portional:1990warenesbloss
10%, aber 2007 bereits 18%
aller Kapitalerträge. Hinzu
kommen die 1.3 Milliarden
Verwaltungs- und Vermö-
gensverwaltungskosten der
Privatassekuranz,zusammen
alsoüber4Milliardenjährli-
cheVerwaltungskosten!

Wer profitiert denn letztlich 
von diesen Milliardenbeträ-
gen?

Nur Insidern ist bekannt,
wer alles an unsern Pensi-
onskassenmitverdient.Zwar
sind die Kassen von Geset-
zes wegen als gemeinnützi-
ge Stiftungen ohne Gewinn
organisiert. Doch rund um
diePensionskassen,diemitt-
lerweile über 600 Milliarden
Frankenanzwangsersparten
Beiträgen der Arbeitgeber
und Arbeitnehmenden ver-
walten, hat sich ein gewinn-
orientiertes Beratungs- und
Vermögensverwaltungsbusi-
nesseingenistet.

Wie hoch sind denn die Stun-
denansätze in diesem Business?

DenKassenwerdenvonden
Vermögensverwalternfürdie
Beratung Stundenansätze
zwischen 220 und 500 Fran-
kenverrechnet.

Aber dann tragen diese Bera-
ter doch auch Verantwortung 
und müssen bei Fehlinvesti-
tionen zur Rechenschaft gezo-
gen werden können?

Möchte man meinen. Aber
demistebengeradenichtso.
Zwei Charakteristika kenn-
zeichnen dieses Beratungs-
business.Erstenstragendiese
Asset-Manager und Berater
selber keine Haftung und
Verantwortung für die Ver-
luste bei jenen Anlagen, die
sie empfohlen oder getätigt

haben. Und zweitens verfü-
gendieseConsulting-Firmen
selber in der gleichen Fir-
mengruppe auch über Ver-
mögensanlageabteilungen
mit Investmentfonds und
andern Asset-Management-
Geschäften für Pensionskas-
sen. Es gibt also keineTren-
nungzwischenBeratungund
Anlagebusiness–auswettbe-
werblicher Sicht ein absolu-
ter Skandal! Eine gesetzliche
Trennung von Beratung und
Geschäftwäredringend.

Welche Empfehlungen für In-
vestitionen geben Sie als Öko-
nom den Pensionskassen?

Investitionen in Wohnbau-
ten sind volkswirtschaftlich
sinnvoll, und erst noch si-

cherer. Trotz der negativen
Erfahrungen mit Börsenge-
schäften erlauben jetzt aber
die von den Anlageberatern
ohne jede Vernehmlassung
geprägten Anlagerichtlinien,
dass die Pensionskassen bis
15% in spekulative Anlagen
wie Hedge Fonds und Le-
verage-Produkte – im Jargon
verschleierndals«alternative 
Anlagen» bezeichnet – ste-
cken können. Solche speku-
lative Investitionen müssen
verbotenwerden.

Es geht also bei der Abstim-
mung vom 7. März um mehr 
als den Rentenklau?

In erster Linie geht es sicher
darum,dasseszumheutigen
Zeitpunktverfehltist,dieRen-

ten weiter zu senken, damit
diePrivatversicherungensat-
teGewinneeinstreichenkön-
nen.Esgehtaberauchdarum,
mitderAbstimmungundder
AblehnungderBVG-Revision
denpolitischenDruckaufzu-
bauen,umstrengereAnlage-
vorschriften durchzusetzen.
Es ist unverständlich, dass
der Wirtschaftsdachverband
EconomieSuisse die Abstim-
mungskampagnefürdieBVG-
Revision anführt – natürlich
finanziert aus den Pensions-
kassengeldern. Denn auch
die Arbeitgeber können, wie
die Arbeitnehmenden, an
der Fortführung dieser Miss-
ständewirklichkeinInteresse
haben.

Interview: German Eyer

Interview* mit dem ehemaligen Preisüberwacher Rudolf Strahm über die 
 Rentenklauabstimmung vom 7. März

 «Pensionskassen sind 
Selbstbedienungsläden»

Leidenschaft 
Von Irène Némirovsky

Irène Némirovsky wurde 1903 in Kiew in der Ukraine alsTochter

eines jüdischenBankiersgeboren.SiewuchsinObhuteinerfran-

zösischenGouvernanteaufundlerntesodiefranzösischeSprache,

inwelchersiespäterihreBücherschrieb.DieFamilieflohwährend

der Russischen Revolution nach Paris, wo Irène an der Sorbonne

Literaturstudierte.SieschriebmehrereBücher,welchezumTeilerst

60JahrenachihremTodveröffentlichtwurden.DieAutorinstarbam

17.Juli1942imKonzentrationslagerinAuschwitz-Birkenau.

DerRoman«Leidenschaft»erschienerst2007,über60Jahrenachder

Niederschrift,infranzösischerundletztesJahrindeutscherSprache.

DieGeschichtebeginntaneinemHerbstabendindertiefstenProvinz

FrankreichszwischendenbeidenWeltkriegen.DerIch-ErzählerSil-

vioerzähltvonseinerCousineHélèneundihremEhemann,welche

dieElternvonColettesind.ColetteheiratetJean,mitdemsiedem

Eheglück ihrer Eltern nacheifern will. Doch Colette hütet ein Ge-

heimnis.AlsJeanuntermysteriösenUmständenumsLebenkommt,

gerätallesinsWanken.MitderWahrheitüberJeansTodbrichtauch

dieLebenslügevonColettesElternjähinsichzusammen.

«Leidenschaft»isteinevielschichtigeErzählungmitzahlreichenzeit-

lichenRückblenden,dieStückfürStückdiewahreGeschichteund

auchdieletztlichüberraschendeRolledesvermeintlichdistanziert

beobachtendenIch-Erzählersoffenlegt.DieAutorinIrèneNémirovs-

kyüberlässtdieWertungenkonsequentdenPersonendesRomans.

DurchdenIch-ErzählerSilviolässtsieabermanchmalauchAuto-

biographischesdurchblicken,wennsieihnsagenlässt:«Sie werden 

diese Gesellschaft nicht vermissen, wenn Sie sie verlassen haben, oder 

vielmehr, wenn Sie von ihr verlassen worden sind, wie es bei mir der 

Fall war.»AuchNémirowskymusste,trotzdesbeginnendenRuhms

alsSchriftstellerin,diePariserGesellschaftverlassen.

WasdiesesBuchsosymphatischmacht,obwohldieFigurenbösartig

undaufihreWeiseunsympathischsind,istdieSehnsuchtnacheiner

vergangenenWelt.EsfängtdieländlicheStimmunginderfranzö-

sischen Provinz meisterhaft ein: In den Gärten, am Kaminfeuer,

beim Rotweintrinken und beim Pfeiferauchen. Das Leben dieser

MenschenunddieNaturbildeneinefaszinierendeSpiegelungund

Mischung.

Marie-Theres Kämpfen

Verlag: Knaus 
ISBN: 978-3-8135-0322-7
Preis: Fr. 27.50 (gebunden)

... Bernard Reist, der Infochef des Kantons, 
sich weigert, das RA-Abo zu bezahlen?

... das Bundesgericht eine weitere Beschwerde 
von Dr. Stephan König abgewiesen hat? 

Im unendlichen Streit zwischen dem
Briger Kinderarzt Stephan König und
insgesamt 55 Krankenkassen hat das
Bundesgericht im Oktober 2009 eine
weitereBeschwerdeKönigsabgewiesen.
Dabei ging es um einen Entscheid des
WalliserKantonsgerichtsbetreffenddie
ZulassungvonBeweismitteln.Begonnen
hatderKonfliktzwischendemKranken-
kassenverband santésuisse und König
Mitte der 90-er Jahre des letzten Jahr-
tausends.DieKrankenkassenverlangen
vonKönigrund600000Frankenzuviel
kassierterVergütungenzurück.ImJahre
2005stelltederKantonsrichterHermann
Murmann eine baldige Entscheidung
des Schiedsgerichtes in Aussicht. Doch
König engagierte einen tüchtigen, au-
sserkantonalen Anwalt. Nachdem sich
dieserdurchdieHarrassenvonUnterla-
gengekämpfthatte,reichteKönigbeim
Bundesgericht eine Beschwerde gegen
einMitglieddeskantonalenSchiedsge-
richtesein.DasBundesgerichtwiesdiese
BeschwerdeimJuni2007ab,woraufKö-
nigandenEuropäischenGerichtshoffür
MenschenrechteinStrassburggelangte.
Laut Auskunft von Walter Lengacher,
GeneralsekretärdesWalliserKantonsge-
richtes,stehtdieserEntscheidnochaus.

Kinderarzt Dr. Stephan König: Streit mit 
den Krankenkassen dauert bereits 15 Jahre. 

Schon seit zehn Jahren geht an die
AdressedesInformationschefsdesKan-
tonsWalliseinAbonnenmentderRoten 
Anneliese.SeitJahrenwurdendieAbo-
Rechnungenimmerpünktlichbezahlt,
bisimletztenJahr.TrotzdreiMahnun-
gen an den Informationschef Bernard
ReistbliebdieRechnungoffen.EinMail
an Infochef Reist beantwortete dieser
nicht.ObwohlerdieRAimletztenJahr
erhaltenhat,erklärterauftelefonische
Anfrage:«Ich bezahle das Abo nicht. Ich 
brauche diese Zeitung nicht. Ich kann 
ja auch entscheiden, ob ich im Migros 
oder im Coop einkaufe.»Dasstaatspo-
litischeVerständnis von Reist, welcher
immerhin zwei Semester humanitäres
Völkerrecht an der Uni Genf studiert
hat,istdochetwasbescheiden.Vonder
Gleichbehandlung der Presse hält er
offenbar nichts. Es ist nicht bekannt,
obReistalleinentschiedenhatoderob
dereineoderandereStaatsratnachge-
holfenhat.Übrigenswurdederehema-
ligeSDA-KorrespondentfürdenKanton
Wallis und Chef der SDA Schweiz vor
fünfJahrenimpensionsnahenAltervon
57 Jahren überraschend zum Infochef
des Kantons ernannt. Hoch lebe die
Bananen-RepublikWallis!

Bernard Reist, Infochef des Kantons: 
Rote Anneliese ein Jahr lang bezogen, 
aber nicht bezahlt. 

Rudolf Strahm: «Die Verantwortlichen der Pensionskassen haben die finanziellen Probleme selbst 
verursacht.»

* Dieses Interview mit Rudolf Strahm 
basiert auf einem Artikel von ihm im 
«Tages-Anzeiger» und im «Bund».
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In den Briefen zeichnet sich das Psycho-
gramm des 18- bis 23-jährigen ab, der in
einem Spannungsfeld zwischen lodernder
LeidenschaftundklarabwägendemVerstand
ständigunterStromsteht.MitoffenenSin-
nen äussert er sich zu den politischen und
gesellschaftlichenProblemen.DieBegabung
hilft ihm, deprimierende Phasen zu über-
winden. Von Glaubenssätzen lässt er sich
nichtbeeindrucken.RationaleVorstellungen
hälterstetsfürüberprüfungswert.Überdie
Gleichgültigkeit gegenüber den Mitmen-
schenkannersichnichtberuhigen.Gerich-
tetsinddieBriefeanseineFamilie,Freunde
ausderStrassburgerZeit,WilhelmineJaeglé,
die nach zwei Jahren lang verheimlichtem
Liebesverhältnisseit1834offiziellseineVer-
lobteist.

FranzösischeLandluft
–Strassburg1831–33
DieAusschnittederfrühenBriefeausStrass-
burgdokumentiereneindrücklich,wierasch
Büchner die Entwicklung der politische Si-
tuation erfasste, die sich ihm während sei-
neserstenFrankreich-Aufenthaltesbot.Die
Absicht, «eine politische Abhandlung» zu
schreiben,lässterbaldwiederfallen.Erteilt
mit,dasserdafürkeineZeitmehrhabe.Es
wäre«auch nicht der Mühe wert, das Ganze 
ist doch nur eine Komödie. Der König und 
die Kammern regieren, und das Volk klatscht 
und bezahlt.»

In Frankreich hatte die Revolution zwar
gesiegt.AlsBüchnerinsfranzösischeStrass-
burgkam,umMedizinzustudieren,waren
die Aristokraten gestürzt. Eine neue Klasse
hattedieMachtübernommen.DieMehrheit
vondenLeutenaber,diesichaufdenBarri-
kaden geschlagen hatten, sah sich um den
Lohngeprellt.DieerbittertenStreikszeigten,
dass die Revolution an den Interessen der
Massen vorbei gegangen war. In Lyon trie-
ben20000SoldatendieSeidenweberindie
Lohnarbeitzurück.FürdieFabrikantenund
BankiersgaltdieParoleEnrichissez-vous!

ImFrühjahr1833wurdeinZusammenarbeit
mitpolnischenundfranzösischenRepubli-
kanernderSturmangriffaufdieFrankfurter
Polizeiwachen vorbereitet. Der Putsch war
einvollständigerFehlschlag.Büchnererklär-
te sich mit den Zielen der Aufständischen
solidarisch und bejahte ausdrücklich die
BerechtigungrevolutionärerGegengewalt:

«Meine Meinung ist die: Wenn in unserer Zeit 
etwas helfen soll, so ist es Gewalt. Wir wissen, 
was wir von unseren Fürsten zu erwarten 
haben. Alles, was sie bewilligten, wurde ihnen 
durch die Notwendigkeit abgezwungen … 
Was nennt ihr denn gesetzlichen Zustand? Ein 
Gesetz, das die grosse Masse der Staatsbürger 
zum fronenden Vieh macht, um die unnatür-
lichen Bedürfnisse einer unbedeutenden und 
verdorbenen Minderzahl zu befriedigen?» 

IndergegenwärtigenGesellschaftkannman
keinenGrundsehen,anBüchnersBekennt-
niseinenAbstrichzumachen.Solangeeine
Gesellschaft,siemagmittlerweilewieimmer
heissen,aufGewaltberuht,nämlichsolange
es«die da oben und die da unten»gibt,bedarf
esderGegengewalt,siezuverändern.Zwar
wirdsichderCharakterdieserGegengewalt
verändern.Ermagfeineroder freundlicher
werden, aber mitnichten nachgiebiger. Es
wird nicht der Hanf und die Laterne sein,
wie Büchner schreibt, die Veränderungen
bringen. Die Staaten, die fähig wären, ihre
eigeneGegengewaltzuorganisieren(mittels
Volksvertretungen, Ausschüssen, Produkti-
onsberatungen),sindnochimStadiumdes
Grossversuchs: die Massenproduktion von
Demokratie istnochnichtentstanden.Das
Ziel bleibt bestehen, die Produktionsweise
vonGrundaufumzuwälzen.

AmSturmangriffaufdieFrankfurterPolizei-
wachen hatte sich Büchner nicht beteiligt,
weilerderMeinungwar,dassderZeitpunkt
füreinenPutschversuchnichtgegebenwar:
«Wenn ich an dem, was geschehen, keinen 
Teil genommen und an dem, was vielleicht 
geschieht, keinen Teil nehmen werde, so ge-
schieht es weder aus Missbilligung, noch aus 
Furcht, sondern nur weil ich im gegenwärti-
gen Zeitpunkt jede revolutionäre Bewegung 
als eine vergebliche Unternehmung betrachte 
und nicht die Verblendung Derer teile, welche 
in den Deutschen ein zum Kampf für sein 
Recht bereites Volk sehen. Diese tolle Meinung 
führte die Frankfurter Vorfälle herbei, und der 
Irrtum büsste sich schwer.»

EswareindilettantischerPutscheinerHand-
voll liberaler Oppositioneller gegen den
übermächtigenPolizeistaat,dessenGeheim-
polizei nun um so wütender zuzuschlagen
begann. Büchner nannte es «revolutionäre 
Kinderstreiche».Erwolltesichindie«Giesse-
ner Winkelpolitik»derradikalenSchwärmer
nicht einmischen und mied stur ihre Zir-
kel. Die erbosten Kommilitonen zahlten es
ihm mit Schmährufen vor seinem Fenster

GeorgBüchnerwurdevonderJustiz
als«Staatsverräter»steckbrieflich

gesuchtundstarb1837imAlter
von23JahrenimExil.Erwarein
leidenschaftlicherRevolutionär,

DichterundWissenschaftler.
BüchnersBriefeschlagenBrücken

zuseinendichterischenWerken.
Siesindgewissermassenseine

erstenWerke.Allesistinihnenent-
halten:dieNaturschilderungendes
Lenz,diepolitischenForderungen

desLandboten,kleinedramatische
SzeneninkurzerzähltenAnekdo-

tenundschliesslichdieUmrisse
seinerWeltanschauung.Schonbe-
vorerzumDichterwird,siehtman

indenfrühenBriefensichdiesen
ankündigen.

VONHILAREGGEL

GeorgBüchner:

 DerRevolutionäralsBriefschreiber
zurück. «Offen gestanden, dieser Georg Büchner 
war uns nicht sympathisch. Er trug einen hohen 
Zylinderhut, der ihm immer tief unten im Na-
cken sass, machte beständig ein Gesicht wie eine 
Katze, wenn’s donnert, hielt sich gänzlich abseits, 
verkehrte nur mit einem etwas verlotterten und 
verlumpten Genie, August Becker, gewöhnlich nur 
der ‚rote August‘ genannt. Seine Zurückgezogenheit 
wurde für Hochmut ausgelegt.» (Karl Vogt, Aus
meinemLeben).

ImSommer1833scheintdieEntwicklungseiner
politischenVorstellungenabgeschlossenzusein.
ErschreibtandieFamilie:«Ich werde zwar meinen 
Grundsätzen gemäss handeln, habe aber in neuerer 
Zeit gelernt, dass nur das notwendige Bedürfnis der 
grossen Masse Umänderungen herbeiführen kann, 
dass alles Bewegen und Schreien der Einzelnen ver-
gebliches Torenwerk ist. Sie schreiben, man liest sie 
nicht; sie schreien, man hört sie nicht; sie handeln, 
man hilft ihnen nicht.»

GiessenundDarmstadt
1833–35

Rund zwei Jahre verbrachter Büchner in Strass-
burg. Es war eine Zeit, die ihm rückblickend als
ausserordentlichglücklicherschienenist.Strass-
burg war ihm zur zweitenVaterstadt geworden.
Am 7. August 1833 kehrte er wieder in seine
hessischeHeimatzurück.Imzunehmendaufge-
heiztenKlimadeshessischenLandesreifteinihm
derEntschluss,denWegrevolutionärenHandelns
einzuschlagen. Dieser Entschluss führte ihn in
eineKrise,diesichEndeNovember1833ineinen
psychosomatischen«Anfall von Hirnhautentzün-
dung»manifestierte.«Die politischen Verhältnisse 
könnten mich rasend machen. Das arme Volk 
schleppt geduldig den Karren, woran die Fürsten 
und Liberalen ihre Affenkomödie spielen. Ich bete 
jeden Abend zum Hanf und zu d. Laternen.»

NachderErholungvonderKrankheitstürztesich
Büchner «mit aller Gewalt in die Philosophie».
Die Kunstsprache der Philosophie fand er aber
abscheulich und meint «für menschliche Dinge 
müsse man auch menschliche Ausdrücke finden; 
doch das stört mich nicht, ich lache über meine 
Narrheit und meine es gäbe im Grund genommen 
doch nichts als taube Nüsse zu knacken.»

Im sogenannten Fatalismusbrief, der am meis-
ten zitiert und auch kontrovers diskutiert wird,
nimmt er Stellung zur Revolution, formuliert er
sein Geschichtsbild und verabschiedet sich von
idealistischen Gedankenflügen: «Ich studiere die 
Geschichte der Revolution. Ich fühlte mich wie 
zernichtet unter dem grässlichen Fatalismus der 
Geschichte. Ich finde in der Menschennatur eine 
entsetzliche Gleichheit, in den menschlichen Ver-
hältnissen eine unabwendbare Gewalt, Allen und 
Keinem verliehen. Der Einzelne nur Schaum auf 
der Welle, die Grösse ein blosser Zufall, die Herr-
schaft des Genies ein Puppenspiel, ein lächerliches 
Ringen gegen ein ehernes Gesetz, es zu erkennen das 
Höchste, es zu beherrschen unmöglich … Das muss 

ist eins von den Verdammungsworten, womit der 
Mensch getauft worden. Der Ausspruch: es muss 
ja Ärgernis kommen, aber wehe dem, durch den es 
kommt, – ist schauderhaft. Was ist das, was in uns 
lügt, mordet, stiehlt?»

Büchner kommt hier zur Erkenntnis, dass sich
die Kämpfe zwischen ausbeutenden und ausge-
beutetenKlasseninderGeschichtewiederholen.
Erbegriff,dassdasalteRegimenurdurchGewalt
zustürzensei.Was ihnzentralbeschäftigte,war
dieFrage,wasdeneinzelnenzurgeschichtlichen
Tatveranlasse.Erwarsichbewusst,dassderAn-
spruch,sichpolitischeinzumischen,fürihnund
fürandereVerzichtundSchmerzbringenwürde.

StrassburgundZürich
1835–37
Wohin ihn seine politische Tätigkeit unter Um-
ständen führen konnte, war sich Büchner voll
bewusst.NachdemereinerVorladungdesFried-
bergerUntersuchungsrichtersnichtFolgeleistete,
wurde er steckbrieflich gesucht. Im März 1835
flohernachStrassburgundvonhierweiternach
Zürich.

EmpfängerinderletztenüberliefertenBriefeaus
ZürichwarWilhelmineJaeglé,mitdererverlobt
war. Er berichtet, dass er aufgrund der ruhigen
äusseren Umstände viel arbeite, «am Tage mit 
dem Skalpell und die Nacht mit den Büchern.»Der
Verlobtenteiltermit:

«Ich sehe dich immer so halb durch zwischen 
Fischschwänzen, Froschzehen etc. Ist das nicht 
rührender, als die Geschichte von Abälard, wie sich 
ihm Heloise immer zwischen die Lippen und das 
Gebet drängt? O, ich werde jeden Tag poetischer, 
alle meine Gedanken schwimmen in Spiritus.»

Büchnerstarbmit23Jahrenam19.Februar1837
anTyphus.SeineVerlobtevernichtetealleBriefe
(wie auch sein Tagebuch und sein vermutlich
kühnstes Stück Aretino). Was uns geblieben ist,
sindAbschriftenvonAuszügen.

«Wenn man mir übrigens noch sagen wollte, 
der Dichter müsse die Welt nicht zeigen wie 
sie ist, sondern wie sie sein solle, so antworte 
ich, dass ich es nicht besser machen will, als 
der liebe Gott, der die Welt gewiss gemacht 
hat, wie sie sein soll. Was noch die soge-
nannten Idealdichter anbetrifft, so finde ich, 
dass sie fast nichts als Marionetten mit him-
melblauen Nasen und affektiertem Pathos, 
aber nicht Menschen von Fleisch und Blut 
gegeben haben.» 
(Georg Büchner, 28. Juli 1835)
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Widerspruch: 
Staat und Krise
Den bürgerlichen Parteien kommt gelegen,
dassderSteuerstaatohnedemokratischeLe-
gitimitätsichalsKrisenmanagerundSanierer
«systemrelevanter»kollabierenderBankenge-
riertundautoritäreWegederkapitalistischen
Krisenüberwindung beschreitet – bei wach-
senderStaatsverschuldung,ineinigenLändern
garbeiGefahrstaatlicherZahlungsunfähigkeit.
WiderjeglicheRechts-undSozialstaatlichkeit
handelndieRegierungenimVerbundmitdem
Finanzkapital nach dem Prinzip sozialer Un-
gerechtigkeit:Gewinneprivatisieren,Verluste
sozialisieren. Es ist offensichtlich, dass die
FinanzindustrieangrundlegendenReformen
derkrisenverursachendenMechanismennicht
interessiertist.

DiskutiertwerdenindiesemHeftunterschied-
licheFragenstaatlichenHandelnsimglobalen
Krisenumfeld. Im Fokus stehen sowohl die
fortgesetzte Politik zur Stabilisierung des Fi-
nanzmarktsystems als auch Alternativen der
Krisenbewältigung und gegenhegemoniale
Strategien. Dabei geht es weit über die aktu-
elleWirtschaftskrisehinausumalteundneue
Leitbilder staatlicher Politik, um die sozialen
FolgenstaatlicherIntervention,umGeschlech-
tergerechtigkeit beziehungsweise den in die
staatlichen Institutionen eingeschriebenen
«Maskulinismus», um den verfassungspoli-
tischen Auftrag einer sozialen Demokratie
sowieumneueAspektederKapitalismuskritik.
AnalysiertwerdenPotentialeeineswirtschaftli-
chen«Pfadwechsels»,Paradigmeneiner«post-
patriarchalen Zivilisation» und André Gorz’
«Auswege aus dem Kapitalismus».

www.kellertheater.ch

Mittwoch, 3. März, 20.30 Uhr
Suicidal Yodels 
Erika Stucky 

Freitag, 5. März, 20.30 Uhr
Sing a Song for me 
Lee Everten and the Scrucialists 

Freitag, 12. März, 20.30 Uhr
Notglück 
Theaterproduktion Anette Windlin

Freitag, 26. März, 20.30 Uhr
Ändlech
Nils Althaus

Donnerstag, 8. April, 20.30 Uhr
Politsatire mit les Papillon 
Andreas Thiel

Donnerstag, 22. April, 20.30 Uhr
Raising the Roof!
Tom Principato Band

Sonntag, 25. April, 17.00 Uhr
Kindertheater
Dödö und der Zauberwald

Freitag, 7. Mai, 20.30 Uhr
Breather 
Hank Shizzoe and the Directors

Oberwalliser Kellertheater

208 Seiten, Fr. 25.– (Abonnement Fr. 40.–) 
zu beziehen im Buchhandel oder bei

WIDERSPRUCH, Postfach, 8031 Zürich 
Tel./Fax 044 273 03 02

 vertrieb@widerspruch.ch       www.widerspruch.ch

Beiträge zu
sozialistischer Politik 57
W IDERSPRUCH

29. Jg./2. Halbjahr 2009

Finanzmarktkrise, Staatsinterventionismus,
Green New Deal; Staaten in Afrika;
Geschlechtergerechtigkeit; Staatsleitbilder und
marktliberaler Diskurs; Finanz- und Steuerpolitik;
Kritische Arbeitssoziologie; Post-Neoliberalismus;
Deglobalisierung – Strategie von unten;
Arbeitnehmer/innenrechte in Europa

E. Altvater, H. Melber, B. Sauer, H.-J. Bieling,
D. Lampart, W. Vontobel, J. Wissel, K. Dörre,
U. Brand, H. Schäppi, P. Rechsteiner

Diskussion

M. Vester: Wirtschaftlicher Pfadwechsel
P. Oehlke: Soziale Demokratie und Verfassungspolitik
C. v. Werlhof: Post-patriarchale Zivilisation
W. Völker: André Gorz’ radikales Vermächtnis

Marginalien / Rezensionen / Zeitschriftenschau 

Fr. 25.– / c 16.–  
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Staat und Krise

www.umwelt-oberwallis.ch oder 
Tel. 027 923 61 62

Donnerstag, 11. Februar, 19.00 Uhr, 
Grünwaldsaal Brig
Energie und Mobilität
Vorträge und Diskussion mit Daniel Ryhiner, 
Max Ursin und Dionys Hallenbarter.
Moderation: Brigitte Wolf.

Sonntag, 21. Februar, 14.00 Uhr, Dorfplatz Binn 
Wildtiere im Winter – Leben am Limit
Exkursion mit Klaus Agten

Donnerstag, 4. März, 20.00 Uhr, 
Grünwaldsaal, Brig 
Störung der Alpenfauna durch den 
 Tourismus am Beispiel des Birkhuhns
Vortrag mit Prof. Raphaël Arlettaz

Dienstag, 23. März 19.00 Uhr, Grünwaldsaal
Wann haben die Naturwissenschafter 
Recht?
Vortrag mit Roger Zurbriggen

Umwält-Agenda

www.zeughauskultur.ch

Samstag,. 20. Februar, 19.00 Uhr
Talent-Show
Jugendarbeitsstelle BRIGLINA

Sonntag, 7. März, 17.00 Uhr
neuenneuemusik
Konzert Porten-Bärtschi

Samstag, 27. März, 20.00 Uhr
sULTANS oF sWING
Konzert

Samstag, 10. April, 20.30 Uhr
Duarte
Konzert mit den Musikern der Tonhalle 
Zürich

Samstag, 24. April, 20.00 Uhr
Die Welt tanzt an
Steps Tanzfestival

Zeughauskultur

www.nouvelles-oberwallis.ch

Dienstag, 9. März, 18.45 Uhr
Home
Schweiz, Frankreich, Belgien, 2008
Regie: Ursula Meier

Dienstag, 9. März, 21.00 Uhr
Cinco dias sin Nora
Land: Mexiko 2008
Regie: Mariana Chenillo

Dienstag, 16. März, 18.45 Uhr
Frozen River
Land: USA 2008
Regie: Courtney Hunt

Dienstag, 16. März, 21.00 Uhr
La Teta asustada
Land: Peru, Spanien 2009
Regie: Claudia Llosa

Dienstag, 23. März, 18.45 Uhr
Tannöd
Land: Deutschland 2009
Regie: Bettina Oberli

Dienstag, 23. März, 21.00 Uhr
Fish Tank
Land: Grossbritanien 2009
Regie: Andrea Fischer

Nouvelles Oberwallis 2010
Filme von Frauen
Kino Capitol Brig

«SilvesterhabeichfernvonHamas,Hisbollah
undAlKaidaimengenFamilienkreisinmeiner
Berghütteverbracht.»
Oskar Freysinger, SVP-Nationalrat 
Rote Anneliese: Nein, das ist kein Zitat von 
Osama Bin Laden!

«Man muss auch einfach schauen, dass es
manchmalwieeinKriegist.Esistkeineeinfache
Lösungsofortda.»
FDP-Bundesrat Didier Burkhalter zum Streit 
ums Bankgeheimnis 
Rote Anneliese: Endlich bekommt die Armee 
wieder einen Sinn. Das wird Bundesrat Ueli 
Maurer aber freuen. 

«NebstdenvielenunvergesslichenBegegnun-
gen in meiner beruflichen und politischen
TätigkeitwarmeinepersönlicheBegegnungmit
demHeiligenVaterderabsoluteHöhepunktim
vergangenenJahr.»
Herbert Volken, Gommer Präfekt und Glet-
scherbeschwörer 
RoteAnneliese:Auch der Papst kann sich noch 
gut an den Ötzi aus den Schweizer Alpen erin-
nern. 

RA im Internet: www.roteanneliese.ch

Wienächtu fer alli:  
Niwii Winterpnöö fer dr 
Erwin Leiggener
Die Stiftung «Nachbar in Not» konnte letzte
Weihnachten mit einer netten Überraschung
aufwarten:DieGeschenkeandieBedürftigenim
OberwalliswurdenerstmalsmiteinemMercedes
verteilt. Altkantonsrichter und Kiwaner Erwin
Leiggener hatte seinen Sonntagswagen aus der
GaragegeholtundsichzusammenmitdemWB-
ReporterHeroldBieleraufdenWeggemacht,um

diearmenLeute
imOberwalliszu
beglücken. Da-
beimussteLeig-
gener erfahren,
wie schnell man
selbst in Not
gerät. Plötzlich
begannesheftig
zuschneienund
diebeidenmuss-
ten erschreckt
feststellen, wie
weitsichdieNot
im Oberwallis
schon in den

Mittelstand hineingefressen hat: Der gute Alt-
kantonsrichterhattenämlichkeineWinterreifen
anseinemnoblenGefährt.Somusstendiebei-
den wackerenWohltäter die Übung abbrechen.
Nächstes Jahr steht hoffentlich einWunsch zu-
oberst auf der Liste: Niwii Winterpnöö fer dr
ErwinLeiggener.

Alpenstädterin Viola Am-
herd: Vom Helikopter-
Wind verweht 
Kaum ist das Briger Alpenstadtjahr vorüber, sind
die schönen, ökologischen Vorsätze bereits vom
Helikopter-Wind verweht. Der Titel «Alpenstadt 
des Jahres»wirdunteranderemvonderInternati-
onalenAlpenschutzkommissionCIPRAvergeben,
welchesichineinerResolutionfüreinallgemeines
VerbotdesHeliskiingsausspricht.DieCIPRAdürfte
deshalb gar keine Freude am politischen Einsatz
der Briger Alpenstädterin Viola Amherd für das
Heliskiing haben. In der Fragestunde des Natio-
nalratesvomSeptember2009setztesichAmherd
nämlichfürdenAusbaudesHeliskiing-Imperiums
von Zermatt ein. Ob der Bundesrat nicht auch
derMeinungsei,dassmandieseSachesubsidiär
auf der regionalen Ebene lösen sollte, wollte sie
vonBundesratMoritzLeuenbergerwissen.Dieser

musstesieeinesbesserenbelehren:Esgelteauch
dieInteressendesNaturschutzeszuberücksichti-
gen.DeshalbhabemandenWunschderGemeinde
Zermattzurückweisenmüssen,dieGesamtzahlder
GebirgslandeplätzeinderRegionWallisSüdostzu
erhöhen.

René Imoberdorf bei 
«Aqua Nostra»: Mit Last-
wagen-Lobbyist Friderici
Als sich die Verkehrsunfälle von ausländischen
LastwagenamSimplonhäuften,reichteStänderat
René Imoberdorf eine Motion in Bern ein und
verlangte zu Recht vom Bundesrat griffige Mass-
nahmen.AndererseitsaberistImoberdorfimVor-
standdesrechtsbürgerlichenClubs«Aqua Nostra».
DortsitztauchderehemaligeLastwagen-Lobbyist
CharlesFriderici.EsistdeshalbkeinWunder,dass
sich «Aqua Nostra» gegen die Alpenkonvention
stemmt, insbesondere gegen das Verkehrspro-
tokoll. Verwunderlicher hingegen ist, dass auch
ImoberdorfhinterdiesenParolengegendieAlpen-
konventionsteht.DenndasVerkehrsprotokollder
Alpenkonvention verlangt nichts anderes als den
SchutzvonMenschundUmweltsowiedieVerlage-
rungdesGüterverkehrs.ImInteressederBevölke-
runganderSimplon-Route.

Die kritische Oberwalliser Zeitung. 
Ein Abonnement der Roten Anneliese
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Alt-Kantonsrichter Erwin  
Leiggener
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Kippel: Hinweis-Schild zum Chiipl-Träff verschwindet am helllichten Tag – 
Polizei und Justiz sind machtlos

Hurra, die Seldwyler haben gesiegt! 

(ktm) Peter Meyer, Präsi-
dentdesKulturvereinsChiipl,
wollte im Mai 2008 das Dorf
verschönern.DaskleineHin-
weis-Schild zum Chiipl-Träff
war zu einem grossen Pro-
blem geworden und muss-
te weg. Meyer fragte dessen
Besitzer Alfred Jaeger telefo-
nisch an, ob er damit ein-
verstanden sei. Jaeger sagte
nein.NachdemderKulturver-
ein ein paarTage später das
Dorfgesäuberthatte,musste
Jaeger erstaunt feststellen,
dassseinSchildderChiipler
Kulturrevolution zum Opfer
gefallenwar.

Polizeifahrt ins 
 Lötschental
JaegerriefdieKantonspolizei.
Wachtmeister Wicht geneh-
migte sich einen Ausflug ins

schöne Lötschental. Für die
ArbeitderPolizeimussteJae-
gerspäter200Frankenbezah-
len.ObwohlJaegerbeimKan-
tonspolizistendenDiebstahl
anzeigt, lässtsichspäterwe-
dereineAnzeigenocheinPo-
lizeiprotokollfinden.VonMai
bisOktober2008wollteJaeger
insgesamt vier Mal von der
Kantonspolizei wissen, was
ausseinerAnzeigegeworden
war.Zunächstwirdervertrös-
tet. Dann erklärt Wicht, die
Sachehabesicherledigt.Das
Schild sei gefunden worden.
EshängeimSchaufensterdes
Chiipl-Träffs. Jaeger erklärt,
dass das ein anderes Schild
sei.AnfangNovemberwendet
sichJaegermiteinerKlagean
UntersuchungsrichterMarzel
Ritz. Dieser beauftragt die
Kripo mit den Ermittlungen.

Weitere fünf Monate verge-
hen, bis Jaeger bei Untersu-
chungsrichterRitznachfragt.
Dieser schickt ihm sogleich
den Polizeibericht, welcher
bereitsseitvierMonatenvor-
lag. Auch ein Polizeibericht
brauchtseineReifung.

«Man» weiss von nichts
Im Polizeibericht werden
Namentunlichstvermieden.
DieRedeistvomnicht-straf-
baren«man»:«Man»hatdas
Schildabgenommen,«man»

hat es vor dem Chiipl-Träff
deponiert, «man» weiss von
nichts. Zudem hält der Poli-
zeiberichtfest,dasSchildsei
vom «man» in Anwesenheit
von Kulturvereinspräsident
Meyerabgenommenworden,
wasdieserauchzuProtokoll
gab.SpäterbehauptetMeyer,
ersei«nicht anwesend»gewe-
sen. Ein Widerspruch, dem
Untersuchungsrichter Ritz
keine Beachtung schenkt.
Vielmehr setzt er zu einer
zeitlich gestaffelten, dreifa-

chen Pirouette an, um das
Verfahren einzustellen: Im
April erklärt Ritz, Meyer sei
nicht der Täter. Die Täter-
schaft sei unbekannt. Im
Maibehaupteter,dieSchuld
und die Tatfolgen seien ge-
ringfügig.UndimDezember
kommt ihm endlich der ret-
tende Gedanke: Jaeger hat
die dreimonatige Frist nicht
eingehalten. Fazit: Polizei
undJustizhabensichgrosse
Mühegegeben,aberdieSeld-
wylerhabengesiegt.

KIPPEL – Als in Kippel im Lötschental eines schönen 

Tages im Mai das Hinweis-Schild zum Chiipl-Träff 

verschwand, rief dessen Eigentümer die Polizei und 

die Justiz. Aber dieser Fall war eindeutig eine Num-

mer zu gross!

Land Art in Geimen 

Das Hinweis-Schild zum Chiipel-Träff: Am helllichten Tag vom nicht-strafbaren «man» entwendet.  


